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I. Bericht des Abgeordneten Juncker: 

A. Behandlung des Gesetzentwurfes im 
Deutschen Bundestag 

Der Entwurf eines Bundesfernstraßengesetzes 
— Nr. 4248 der Drucksachen — wurde in der 262. Ple- 
narsitzung des Deutschen Bundestages am 29. April 
1953 federführend an den Ausschuß für Verkehrs- 
wesen (AfV) und beteiligt an den Ausschuß für Wie- 
deraufbau und Wohnungswesen überwiesen. 

Der AfV hat in drei Sitzungen am 3., 10. und 

II. Juni 1953 den Gesetzentwurf eingehend beraten. 
Da eine schriftliche Stellungnahme des beteiligten 
Ausschusses für Wiederaufbau und Wohnungswesen 
nicht vorlag, nahm der Abgeordnete Jacobi im Auf- 
trag dieses Ausschusses an der abschließenden Be- 
ratung im AfV am 11. Juni 1953 teil. Der AfV folgte 
im wesentlichen den Wünschen und Anregungen des 
beteiligten Ausschusses für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen. 

Der Vertreter des Bundesministeriums für Ver- 
kehr gab in der Sitzung des AfV am 3. Juni 1953 
einen einleitenden Bericht über Aufgaben, Ziele, 
Zweck, Bedeutung und über die Rechtssystematik 
des Gesetzentwurfs und wies 

1. auf die Unterschiede zwischen dem bestehenden 
Recht und der durch diesen Entwurf beabsich- 
tigten Regelung und 

2. auf die ausführliche Begründung zu diesem Ge- 
setz in Drucksache Nr. 4248 hin. 

Der AfV hat bei sachlicher Behandlung der einzel- 
nen Paragraphen bei den vielen sich für die Bundes- 
fernstraßen ergebenden Einzelproblemen und deren 
Anpassung an die derzeitigen Verhältnisse unter 
besonderer Berücksichtigung der z. Z. vorhande- 


nen verkehrlichen und wirtschaftlichen Gegeben- 
heiten seine Hauptaufgabe darin gesehen, eine für 
alle Teile tragbare Lösung zu finden. Dabei galt es, 
die Interessen der Verkehrsteilnehmer und des Ver- 
kehrs überhaupt zu berücksichtigen sowie das Ver- 
hältnis zwischen Bund und Ländern (Auftragsver- 
waltung) zu regeln. 

Dem AfV lagen in Form von schriftlichen Stel- 
lungnahmen zum Bundesfernstraßengesetz die Ein- 
gaben 

a) des Verbandes Öffentlicher Verkehrsbetriebe in 
Essen vom 5. Mai 1953 

b) der Vereinigung Industrielle Kraftwirtschaft in 
Essen vom 7. Mai 1953 

c) der Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen Spit- 
zenverbände in Köln-Marienburg vom 13. Mai 
1953 

d) des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie 
in Bonn vom 15. Mai 1953 

e) eine rechts gutachtliche Stellungnahme von Se- 
natspräsident Professor Dr. Naumann in Ham- 
burg vom 25. Mai 1953 

f) des Zentralausschusses der Werbewirtschaft in 
Bad Godesberg vom 26. Mai 1953 

g) der Arbeitsgemeinschaft Personenverkehr in 
Frankfurt (Main) vom 1. Juni 1953 

h) der Arbeitsgemeinschaft gegen die Auswüchse 
der Außenrekiame in Hilchenbach (Westf.) vom 
4. Juni 1953 

vor, die bei seinen Beratungen mitverwertet wurden. 

Die vom Bundesrat vorgelegten Änderungswün- 
sche und Empfehlungen wurden vom AfV im 
wesentlichen übernommen und entsprechend in den 
Entwurf eingearbeitet. 



B. Inhalt und Aufbau des Gesetzes 

Der Entwurf eines Bundesfernstraßengesetzes be- 
faßt sich mit den Landstraßen des Fernverkehrs, 
für deren Bau und Unterhaltung dem Bund die 
konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis zusteht 
(Art. 74 Nr. 22 GG). Durch ihn soll das gesamte 
materielle Straßenbaurecht für die Bundesautobah- 
nen und Bundesstraßen geregelt werden. Bisher be- 
stand ein einheitliches Recht nur für die Bundes- 
autobahnen, während für die Bundesstraßen noch 
die aus früherer Zeit stammenden Landesgesetze 
maßgebend waren. Es wurde, soweit möglich, an 
die bisherigen Rechtsinstitute des Wegebaurechts 
angeknüpft; Änderungen oder Neuerungen wurden 
nur geschaffen, als sie sich aus der Zweckbestim- 
mung der Bundesfernstraßen und aus den Erfor- 
dernissen des modernen Kraftverkehrs als notwen- 
dig erwiesen haben. 

C. Der Entwurf im einzelnen 

Zu § 1; 

Die Absätze 1 bis 3 enthalten die Begriffsbestim- 
mungen der Bundesfernstraßen und die Aufgliede- 
rung in Bundesautobahnen und Bundesstraßen. Die 
Bundesautobahnen sollen nur dem Schnellverkehr 
dienen. Der Absatz 4 gibt eine nähere Erläuterung 
über die wesentlichen Bestandteile der Bundesfern- 
straßen. Die Führung der Straßenverzeichnisse so- 
wie die Nummerung und Bezeichnung der Bundes- 
fernstraßen wird in Absatz 5 behandelt. 

Zu § 2; 

Diese Vorschrift befaßt sich mit der Widmung 
und der Entwidmung der Bundesfernstraßen; sie 
regelt das einzuschlagende Verfahren. Durch den 
Verwaltungsakt der Widmung erhält eine Straße 
die Eigenschaft einer Bundesfernstraße, durch den 
der Entwidmung verliert sie diese. 

Zu § 3; 

Die Straßenbaulast ist der Inbegriff der Aufgaben, 
die dem Träger der Straßenbaulast hinsichtlich des 
Baues und der Unterhaltung der Bundesfernstraßen 
obliegen. Der AfV beschäftigte sich eingehend mit 
der Frage, ob und inwieweit der Träger der Stra- 
ßenbaulast zum Schneeräumen und Streuen ver- 
pflichtet sein soll. Die Regierungsvorlage hatte in 
Übereinstimmung mit der Rechtssprechung eine 
solche Pflicht verneint. Im AfV wurde jedoch die 
Auffassung vertreten, daß der Träger der Straßen- 
baulast gleichwohl eine gewisse Vorsorge treffen 
müsse. Er hat daher die in der Vorlage wiederge- 
gebene Fassung als zweckmäßig und ausreichend er- 
achtet. Hierdurch wird zwar keine Rechtspflicht be- 
gründet, die wirtschaftlich und technisch nicht er- 
füllbar wäre. Der Träger der Straßenbaulast soll 
jedoch nach besten Kräften räumen und streuen. 

Zu § 4: 

Die hier behandelten Sicherheitsvorschriften ent- 
sprechen im wesentlichen der bisherigen gesetz- 
lichen Regelung. 


Zu § 5: 

Dieser Paragraph bestimmt, wer im einzelnen 
Träger der Straßenbaulast ist. Das ist grundsätzlich 
der Bund. In Ortsdurchfahrten sind in Anlehnung 
an die bisherige Regelung die Gemeinden, die bei 
der Volkszählung vom 30. September 1950 mehr als 
9000 Einwohner hatten, Träger der Straßenbaulast. 
Bisher waren die Gemeinden mit mehr als 6000 Ein- 
wohnern Träger der Straßenbaulast für die 
Ortsdurchfahrten, wobei die Volkszählung von 
1933 zugrunde lag. Die Neuregelung soll der 
Bevölkerungszunahme in den Gemeinden Rechnung 
tragen. Die Absätze 5 und 6 befassen sich mit den 
Ortsumgehungen, die bei den vielen engen Orts- 
durchfahrten immer größere Bedeutung gewinnen. 

Zu § 6: 

Während das Eigentum am Straßengrund beim 
Wechsel der Straßenbaulast bisher nicht ohne wei- 
teres auf den neuen Träger der Straßenbaulast 
überging, sieht der Entwurf einen gesetzlichen Ei- 
gentumsübergang vor. Dies hat sich als notwendig 
und zweckmäßig erwiesen, um zu vermeiden, daß 
Eigentümer der Straße und Träger der Straßenbau- 
last verschiedene Rechtspersonen sind. 

Zu § 7: 

Begriff und Inhalt des Gemeingebrauchs ent- 
spredien im wesentlichen den bisherigen. Der AfV 
hielt es darüber hinaus für erforderlich, dem flie- 
ßenden Verkehr den Vorrang vor dem ruhenden zu 
geben. Beschränkungen des Gemeingebrauchs er- 
möglicht der Entwurf, wenn sie wegen des bau- 
lichen Zustandes zur Vermeidung von Schäden an 
Straßen oder für die Sicherheit oder die Leichtigkeit 
des Verkehrs erforderlich sind. Insbesondere soll 
den Frostaufbruchschäden rechtzeitig damit begeg- 
net werden können, daß der schwere Verkehr in der 
Tauperiode eingesdiränkt wird. 

Zu § 8: 

Unter Sondernutzungen versteht der Entwurf den 
Gebrauch der Bundesfernstraßen über den Gemein- 
gebrauch hinaus. Sie bedürfen der Erlaubnis, die in 
Ortsdurchfahrten die Gemeinde, im übrigen die 
Straßenbaubehörde erteilt. Der AfV hat an der 
Regierungsvorlage festgehalten, nach der Ver- 
kehrsteilnehmer Mehrkosten für den Bau und die 
Unterhaltung der Straße zu tragen haben, wenn die 
besondere Art der Benutzung besondere Anlagen 
erfordert (Absatz 5). Weitergehenden Forderungen 
glaubte der AfV nicht entsprechen zu können. 

Zu § 9: 

Im Interesse der Sicherheit oder Leichtigkeit des 
Verkehrs sieht der § 9 für Bauanlagen an Bundes- 
straßen gewisse Bebauungsbeschränkungen vor. Der 
AfV hat sich mit den damit zusammenhängenden 
Fragen eingehend beschäftigt und war der Auffas- 
sung, daß sich die in der Regierungsvorlage vorge- 
sehenen Beschränkungen im Rahmen der Sozialge- 
bundenheit des Eigentums halten und daß ihnen im 
Interesse des Verkehrs zu entsprechen ist. Die glei- 
chen Beschränkungen gellen für die Außenwerbung 



län^s der Bundesfernstraßen. Der AfV hielt sie für 
erforderlich und befindet sich damit in Übereinstim- 
mung mit dem Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 5. Juli 19ol (Drucksachen Nr. 1688 und 
2350). Soweit erforderlich, sieht der Entwurf Mög- 
lichkeiten für Ausnahmen vor. 

Zu § 10: 

Die Bestimmungen über Schutzwaldungen ent- 
sprechen im wesentlichen den bisherigen Bestim- 
mungen des Reichsautobahngesetzes. 

Zu § 11: 

Um Gefahren zu begegnen, die aus Nachbar- 
grundstücken herrühren, sieht § 11 verschiedene 
Schutzmaßnahmen für die Sicherheit des Verkehrs 
und für den Bestand der Straße vor. 

Zu §§ 12 und 13; 

Vorschriften über Kreuzungen und Einmündun- 
gen öffentlicher Straßen und ihre Unterhaltung be- 
standen bisher nicht, so daß es erforderlich war, die 
Rechtsbeziehungen der beteiligten Träger der 
Straßenbaulast neu zu regeln. Hierbei wurden die 
Bestimmungen des Gesetzes über Kreuzungen von 
Eisenbahnen und Straßen entsprechend zugrunde 
gelegt. 

Zu § 14: 

Die bisherigen Gesetze enthielten keine Regelung 
über die Kostentragung bei Umleitungen, die in- 
folge von Sperrungen erforderlich werden. Der Trä- 
ger der Straßenbaulast der Bundesfernstraßen soll 
grundsätzlich verpflichtet sein, dafür zu sorgen, daß 
die Umleitungsstrecke in einen für den umzuleiten- 
den Verkehr erforderlichen Zustand versetzt wird, 
wofür er die Kosten zu übernehmen hat. 

Zu § 15: 

Einer besonderen. Behandlung im Entwurf be- 
durften die Betriebe an den Bundesautobahnen wie 
Tankstellen, Werkstätten, Raststätten u. ä. (Neben- 
betriebe), die in erster Linie den Belangen der Ver- 
kehrsteilnehmer dienen sollen. Hierbei wurde der 
Grundsatz aufrecht erhalten, daß der Bau dieser 
Nebenbetriebe grundsätzlich dem Bund Vorbehal- 
ten sein soll. Ausschlaggebend waren die Erwägun- 
gen, daß der Bau solcher Nebenbetriebe erhebliche 
Aufwendungen erfordert. Vor allem soll eine wilde 
Entwicklung derartiger Betriebe an den Bundes- 
autobahnen vermieden werden. Der Bund betrach- 
tet es nicht als seine Aufgabe, diese Nebenbetriebe 
selbst zu betreiben. Daher sieht der Entwurf aus- 
drücklich vor, daß sie in der Regel verpachtet werden 
sollen. Der AfV hat sich mit dieser Frage besonders 
eingehend befaßt und vertrat die Auffassung, daß 
die Regierungsvorlage sowohl den Interessen der 
Verkehrsteilnehmer als auch denen der privaten 
Wirtschaft gerecht wird. 

Der AfV beschloß, 

das Bundesministerium für Verkehr zu ersuchen, 
1. die von der Bundesregierung zu diesem Gesetz 
nach Absatz 6 zu erlassenden Verwaltungsvor- 


schriften vor deren Inkraftsetzung zwecks Be- 
handlung dem AfV vorzulegen und 
2. dem AfV baldmöglich einen Schriftlichen Be- 
richt über die bereits erstellten und geplanten 
Nebenbetriebe vorzulegen. 

Das Bundesministerium für Verkehr sagte diesem 
Ersuchen des AfV zu. 

Zu § 16: 

Die Planung neuer Bundesfernstraßen muß Auf- 
gabe des Bundes sein, nachdem ihm ihr Bau und 
ihre Unterhaltung obliegen. Schwierigkeiten ent- 
stehen, wenn Ortsplanungen mit den Bundespla- 
nungen nicht übereinstimmen. Der AfV war der 
Überzeugung, in der von ihm vorgeschlagenen Fas- 
sung den Interessen sowohl der Bundes- als auch 
der Orts- und Landesplanungen gerecht geworden 
zu sein, nach der der Bundesplanung der Vorrang 
vor der Orts- und Landesplanung zukommen muß. 

Zu §§ 17 und 18: 

Die Planfeststellung und das Planfeststellungs- 
verfahren, bereits bekannt aus dem Bundesbahnge- 
setz vom 13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 
955) und dem früheren Reichsautobahngesetz vom 
29. Mai 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 313) haben in dem 
Entwurf eine eingehendere Regelung erfahren und 
die bisher aus der Praxis gewonnenen Erfahrungen 
erstmalig gesetzlich festgelegt. Die Vorschriften 
tragen den Interessen der Beteiligten Rechnung. In 
der Frage, wer den Plan letztlich feststellt, hat sich 
der AfV in Übereinstimmung mit der Bundesregie- 
rung dem Vorschlag des Bundesrates angeschlossen, 
mit dem Zusatz, da'j sien der Bundesminister für 
Verkehr vor Erteilun , ciiici Weisung mit den Be- 
teiligten Lei. 'desm.inis Lern ins Benehmen setzen soll. 

Zu § 19: 

Die Bestimmungen über die Enteignung entspre- 
chen im wesentlichen dem bestehenden Rechtszu- 
stand. Sie schalten die Enteignungsbehörden in 
einem weiteren Umfang als bisher ein. Im übrigen 
bleiben die Enteignungsgesetze der Länder unbe- 
rührt. 

Zu § 20: 

Die Vorschriften über die Flurbereinigung werden 
gegenstandslos, wenn der dem Deutschen Bundes- 
tag vorliegende Entwurf eines Flurbereinigungs- 
gesetzes (Drucksache Nr. 4296) in Kraft getreten ist. 
Der AfV hat die von der Bundesregierung vor- 
gelegte Fassung mit dem Vorbehalt angenommen, 
daß der § 20 entfällt, wenn das Flurbereinigungs- 
gesetz Gesetzeskraft erlangt hat. 

Zu § 21: 

Durch die Straßenaufsicht soll sichergestellt wer- 
den, daß die Träger der Straßenbaulast ihre Auf- 
gaben erfüllen. Der Absatz 2 regelt das Verfahren, 
in dem die Straßenaufsichtsbehörde die erforder- 
lichen Maßnahmen durchsetzen kann. 
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Zu § 22: 

Hinsichtlich der Verwaltung der Bundesstraßen 
in den Ortsdurchfahrten in Gemeinden mit mehr 
als 9000 Einwohnern hat sich der AfV der Anregung 
des Bundesrates angeschlossen, nach der es Sache 
der Länder sein soll, nach Landesrecht zu regeln, 
wem die Verwaltung der Ortsdurchfahrten obliegt. 

Zu § 23: 

Der Paragraph über die Zuständigkeit sieht die 
Möglichkeit vor, daß der Bundesminister für Ver- 
kehr und die obersten Landesstraßenbaubehörden 
ihre Befugnisse aus diesem Gesetz auf nachgeord- 
nete Behörden aus Gründen der Verwaltungs Ver- 
einfachung delegieren können. Ferner regelt er die 
Verwaltung der Bundesfernstraßen in den Fällen, 
in denen sie durch Selbstverwaltungskörperschaften 
ausgeübt wird. 

Zu § 24: 

Der Entwurf sieht für Verstöße gegen einige Be- 
stimmungen des Gesetzes die Ahndung als Ord- 
nungswidrigkeiten vor. Die Ahndung mit einer 
Geldbuße ist möglich. 

Zu § 25: 

In seinen Übergangs- und Schlußbestimmungen 
regelt der Entwurf die erforderlichen Überleitungen 
von dem bisherigen auf den neuen Rechtszustand. 

Der Anregung des Bundesrates, wonach Brücken 
in der Baulast der Länder auf Antrag der beteilig- 
ten Länder innerhalb von drei Jahren vom Bund 
übernommen werden sollen, hat der AfV nicht ent- 
sprechen können, da wegen der damit verbundenen 
finanziellen Belastung des Bundeshaushalts die Ein- 
zelregelungen jeweils nur in Übereinstimmung mit 
dem Bundeshaushalt getroffen werden können. 


Zu § 26: 

Dieser Paragraph behandelt die Aufhebung von 
Vorschriften, die durch diesen Entwurf gegenstands- 
los geworden sind. 

Zu § 27: 

Er enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 28: 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 

Bonn, den 11. Juni 1953 

Juncker 

Berichterstatter 

II. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

a) den Entwurf eines Bundesfernstraßengesetzes in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen, 

b) die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen durch die Beschlußfassung für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 11. Juni 1953. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 
Rademacher Juncker 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


Entwurf eines Bundesfernstraßengesetzes 

(FStrG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Einteilung der Bundesstraßen des 
Fernverkehrs 

(1) Bundesstraßen des Fernverkehrs (Bun- 
desfernstraßen) sind öffentliche Straßen, die 
ein zusammenhängendes Verkehrsnetz bilden 
und einem weiträumigen Verkehr zu dienen 
bestimmt sind. 

(2) Sie gliedern sich in 

1. Bundesautobahnen, 

2. Bundesstraßen mit den Ortsdurchfahrten 
(§ 5 Abs, 4). 

(3) Bundesautobahnen sind Bundesfern- 
straßen, die nur für den Schnellverkehr mit 
Kraftfahrzeugen bestimmt und so angelegt 
sind, daß sie frei von höhengleichen Kreu- 
zungen und für Zu- und Abfahrt mit be- 
sonderen Anschlußstellen ausgestattet sind. 
Sie sollen getrennte Fahrbahnen für den 
Richtungsverkehr haben. 

(4) Zu den Bundesfernstraßen gehören: 

1. der Straßenkörper; das sind besonders der 
Straßengrund, der Straßenunterbau, die 
Straßendecke, die Brücken, Durchlässe, 
Dämme, Gräben, Entwässerungsanlagen, 
Böschungen, Stützmauern, Mittelstreifen, 
Bankette, Sicherheitsstreifen; 

2. der Luftraum über dem Straßenkörper; 

3. das Zubehör; das sind die Verkehrszeichen, 
die Verkehrseinriditungen und -anlagen 
aller Art, die der Sicherheit oder Leichtig- 
keit des Straßenverkehrs oder dem Schutz 
der Anlieger dienen, und die Bepflanzung; 

4. die Nebenanlagen; das sind solche An- 
lagen, die überwiegend den Aufgaben der 
Straßenbauverwaltung der Bundesfern- 
straßen dienen, z. B. Straßenmeistereien, 


Gerätehöfe, Lager, Lagerplätze, Entnahme- 
stellen, Hilfsbetriebe und -einrichtungen; 

5. die Nebenbetriebe an den Bundesautobah- 
nen (§ 15 Abs. 1). 

(5) Für die Bundesfernstraßen werden 
Straßenverzeichnisse geführt. Der Bundes- 
minister für Verkehr bestimmt die Numme- 
rung und die Bezeichnung der Bundesfern- 
straßen. 

§ 2 

Widmung und Entwidmung 

(1) Eine Straße erhält die Eigenschaft einer 
Bundesfernstraße durch Widmung der ober- 
sten Landesstraßenbaubehörde. Diese hat 
hierzu vorher das Einverständnis des Bundes- 
ministers für Verkehr herbeizuführen. Das 
gleiche gilt, wenn öffentliche Straßen, die die 
Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 erfüllen, zu 
Bundesfernstraßen erklärt werden (Auf- 
stufung). Für die Aufstufung ist auch das 
Einverständnis des Bundesministers der Fi- 
nanzen herbeizuführen. 

(2) Voraussetzung für die Widmung ist, 
daß der Träger der Straßenbaulast Eigen- 
tümer des der Straße dienenden Grundstückes 
ist, oder der Eigentümer und ein sonst zur 
Nutzung dinglich Berechtigter der Widmung 
zugestimmt hat, oder der Träger der Stra- 
ßenbaulast in den Besitz nach § 19 Abs. 3 
eingewiesen ist. 

(3) Durch privatrechtliche Verfügungen 
oder durch Verfügungen im Wege der 
Zwangsvollstreckung über die der Straße 
dienenden Grundstücke oder Rechte an 
ihnen wird die Widmung nicht berührt. 

(4) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
soll eine Bundesfernstraße entwidmen, wenn 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 wegge- 
fallen sind. Durch die Entwidmung wird die 
Bundesfernstraße entweder eingezogen (Ein- 
ziehung) oder dem Träger der Straßenbau- 


5 



last überlassen, der sich nach Landesrecht 
bestimmt (Abstufung). 

(5) Die Absicht der Einziehung ist sechs 
Monate vorher in den Gemeinden, die die 
Straße berührt, öffentlich bekanntzumachen, 
um Gelegenheit zu Einwendungen zu geben. 
Die Abstufung soll nur zum Ende eines 
Haushaltsjahres ausgesprochen und sechs 
Monate vorher angekündigt werden. 

(6) Widmung und Entwidmung sind im 
Verkehrsblatt und in einem vom Land zu 
bestimmenden Amtsblatt bekanntzumachen. 

(7) Mit der Einziehung entfallen Gemein- 
gebrauch (§ 7) und widerrufliche Sonder- 
nutzungen (§ 8). Bei Auf- und Abstufung 
gilt § 6 Abs. 1. 


§ 3 

Straßenbaulast 

(1) Die Straßenbaulast umfaßt alle mit dem 
Bau und der Unterhaltung der Bundesfern- 
straßen zusammenhängenden Aufgaben. Die 
Träger der Straßenbaulast haben nach ihrer 
Leistungsfähigkeit die Bundesfernstraßen in 
einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis 
genügenden Zustand zu bauen, zu unter- 
halten, zu erweitern oder sonst zu verbessern. 
Soweit sie hierzu unter Berücksichtigung 
ihrer Leistungsfähigkeit außerstande sind, 
haben sie auf einen nicht verkehrssicheren 
Zustand durch Verkehrszeichen hinzu weisen. 

(2) Verkehrszeichen nach Absatz 1 hat die 
Siraßenbaubehörde vorbehaltlich anderwei- 
tiger Maßnahmen der Straßenverkehrs- 
behörde aufzustellen. 

(3) Die Träger der Straßenbaulast sollen 
nach besten Kräften über die ihnen nach Ab- 
satz 1 obliegenden Aufgaben hinaus die Bun- 
desfernstraßen bei Schnee- und Eisglätte 
räumen und streuen. Landesrechtliche Vor- 
schriften über die Pflichten Dritter zum 
Schneeräumen und Streuen sowie zur polizei- 
mäßigen Reinigung bleiben unberührt. 


§ 4 


Sicherheitsvorschriften 


Die Träger der Straßenbaulast haben 
dafür einzustehen, daß ihre Bauten allen An- 
forderungen der Sicherheit und Ordnung 
genügen. BehÖrdlidier Genehmigungen, Er- 
laubnisse und Abnahmen durch andere als 
die Straßenbaubehörden bedarf cs nicht. 


§ 5 


Träger der Straßenbaulast 

(1) Der Bund ist Träger der Straßenbau- 
last für die Bundesfernstraßen, soweit nicht 
die Baulast anderen nach gesetzlichen Vor- 
schriften oder öffentlich-rechtlichen Ver- 
pflichtungen obliegt. Bürgerlich-rechtUche 
Verpflichtungen Dritter bleiben unberührt. 

(2) Die Gemeinden, die bei der Volkszäh- 
lung vom 13. September 1950 mehr als 
9000 Einwohner hatten, sind Träger der 
Straßenbaulast für die Ortsdurchfahrten im 
Zuge der Bundesstraßen. Der Bundes- 
minister für Verkehr kann durch Rechtsver- 
ordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, die Ergebnisse einer späteren 
Volkszählung als maßgebend erklären. Er 
hat dabei auch festzulegen, zu welchem Zeit- 
punkt der Wechsel der Straßenbaulast ein- 
tritt. 

(3) Soweit der Bund die Straßenbaulast 
für Ortsdurchfahrten trägt, sind die Ge- 
meinden verpflichtet, in dem Verhältnis zu 
den Kosten des Baues und der Unterhaltung 
der Ortsdurchfahrten beizutragen, als die 
Fahrbahnen innerhalb der Ortsdurchfahrten 
eine größere Breite erfordern als auf den 
anschließenden freien Strecken. Für Gehwege 
und Parkplätze ist der Bund in keinem Falle 
Träger der Straßenbaulast, für Radwege nur 
soweit, als sie auch auf den anschließenden 
freien Strecken vorhanden oder vorgesehen 
sind. Führt die Ortsdurchfahrt über Straßen 
und Plätze, die erheblich breiter angelegt 
sind als die Bundesstraße, so ist von der 
Straßenbaubehörde im Einvernehmen mit 
der Gemeinde die seitliche Begrenzung der 
Ortsdurchfahrt besonders festzulegen. 

(4) Eine Ortsdurchfahrt ist der Teil einer 
Bundesstraße, der innerhalb der geschlosse- 
nen Ortslage liegt. Geschlossene Ortslage ist 
der Teil des Gemeindebezirks, der in ge- 
schlossener oder offener Bauweise zusam- 
menhängend bebaut ist. Einzelne unbebaute 
Grundstücke, zur Bebauung ungeeignetes 
oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige 
Bebauung unterbrechen den Zusammenhang 
nicht. Die oberste Landesstraßenbaubehördc 
setzt im Benehmen mit der höheren Verwal- 
tungsbehörde nach Anhörung der Gemeinde 
die Ortsdurchfahrt fest und kann dabei mit 
Zustimmung des Bundesministers für Ver- 
kehr und der Gemclndeaufslchtsbehörde von 
der Regel der Sätze 1 und 2 abweichen. 
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(5) Der Bund ist Träger der Straßenbau- 
last für die Ortsumgehungen. Verbindet 
die Ortsumgehung auch Straßen anderer Trä- 
ger der Straßenbaulast, so haben diese der 
Verkehrsbedeutung ihrer Straßen ent- 
sprechend zu den Kosten beizutragen. Mit 
den Gemeinden, die an der Ortsumgehung 
ein Interesse haben, ist über eine Kosten- 
beteiligung der Gemeinden eine Vereinba- 
rung zu treffen. 

(6) Eine Ortsumgehung im Zuge einer 
Bundesstraße ist der Teil der Bundesstraße, 
der zur Beseitigung oder Verbesserung einer 
Ortsdurchfahrt so angelegt ist, daß er Im 
wesentlichen frei von Einmündungen und 
höhengleichen Kreuzungen ist und daß die 
anliegenden Grundstücke keine unmittelba- 
ren Zugänge zu ihm haben. Soweit die Orts- 
umgehung innerhalb der geschlossenen Orts- 
lage liegt, muß sie unmittelbar an die freie 
Strecke der Bundesstraße anschließen. 

§ 6 

Eigentum und andere Rechte 

(1) Wechselt der Träger der Straßenbau- 
last, so gehen mit der Straßenbaulast das 
Eigentum des bisherigen Trägers der Stra- 
ßenbaulast an der Straße und an den zu ihr 
gehörigen Anlagen (§ 1 Abs. 4) und alle 
Rechte und Pflichten, die mit der Straße in 
Zusammenhang stehen, ohne Entschädigung 
auf den neuen Träger der Straßenbaulast 
über. Verbindlichkeiten, die zur Durch- 
führung früherer Bau- und Unterhaltungs- 
maßnahmen elngegangen sind, sind vom 
Übergang ausgeschlossen. 

(2) Bei der Einziehung einer Straße kann 
der frühere Träger der Straßenbaulast inner- 
halb eines Jahres verlangen, daß ihm das 
Eigentum an Grundstücken mit den in Ab- 
satz 1 genannten Rechten und Pflichten ohne 
Entschädigung übertragen wird, wenn es 
vorher nach Absatz 1 übergegangen war. 

(3) Beim Übergang des Eigentums an 
öffentlichen Straßen nach Absatz 1 ist der 
Antrag auf Berichtigung des Grundbuches 
von der vom Land bestimmten Behörde zu 
stellen, in deren Bezirk das Grundstück Hegt. 
Der Antrag muß vom Leiter der Behörde 
oder seinem Vertreter unterschrieben und 
mit dem Amtssiegel oder Amtsstempel ver- 
sehen sein. Zum Nachweis des Eigentums 
gegenüber dem Grundbuchamt genügt die ln 
den Antrag aufzunehmende Erklärung, daß 
das Grundstück dem neuen Träger der 
Straßenbaulast zusteht. 


(4) Das Eigentum des Bundes ist einzu- 
tragen für die „Bundesrepublik Deutschland 
(Bundesstraßenverwaltung)“. 

§ 7 

Gemeingebrauch 

(1) Der Gebrauch der Bundesfernstraßen 
ist jedermann im Rahmen der Widmung und 
der verkehrsbehördlidien Vorschriften zum 
Verkehr gestattet (Gemeingebrauch). Hierbei 
hat der fließende Verkehr den Vorrang vor 
dem ruhenden Verkehr. Kein Gemein- 
gebrauch liegt vor, wenn jemand die Straße 
nicht vorwiegend zum Verkehr, sondern zu 
anderen Zwecken benutzt. Die Erhebung von 
Gebühren für den Gemeingebrauch bedarf 
einer besonderen gesetzlichen Regelung. 

(2) Der Gemeingebrauch kann beschränkt 
werden, wenn dies wegen des baulichen Zu- 
standes zur Vermeidung außerordentlicher 
Schäden an der Straße oder für die Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs notwendig ist. 
Die Beschränkungen sind durch Verkehrs- 
zeichen kenntlich zu machen. 

(3) Wer eine Bundesfernstraße aus Anlaß 
des Gemeingebrauchs über das übliche Maß 
hinaus verunreinigt, hat die Verunreinigung 
ohne Aufforderung unverzüglich zu beseiti- 
gen; andernfalls kann die Straßenbaubehörde 
die Verunreinigung auf seine Kosten be- 
seitigen. 

§ 8 

Sondernutzungen 

(1) Der Gebrauch der Bundesfernstraßen 
über den Gemeingebrauch hinaus (Sonder- 
nutzung) bedarf der Erlaubnis der Straßen- 
baubehörde, in Ortsdurchfahrten der Er- 
laubnis der Gemeinde. Die Gemeinde darf 
die Erlaubnis nur mit Zustimmung des Trä- 
gers der Straßenbaulast erteilen, wenn die 
Sondernutzung sich auf die Fahrbahn er- 
streckt und geeignet ist, die Sicherheit oder 
Leichtigkeit des Verkehrs zu beeinträchtigen. 
Hierüber entscheidet der Träger der Straßen- 
baulast. Die Zustimmung ist auch erforder- 
lich, wenn eine Gemeinde eine Sondernutzung 
für sich selbst in Anspruch nehmen will. 

(2) Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder 
auf Widerruf erteilt werden. Ist die Erlaub- 
nis von der Gemeinde mit Zustimmung des 
Trägers der Straßenbaulast widerruflich 
erteilt, so hat die Gemeinde die Erlaubnis 
auf Verlangen des Trägers der Straßenbau - 
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last zu widerrufen, wenn sich nachträglich 
ergibt, daß die Sondernutzung die Sicherheit 
oder Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigt. 

(3) Für die Erteilung der Erlaubnis kön- 
nen Bedingungen und Auflagen festgesetzt 
und Sondernutzungsgebühren erhoben wer- 
den. Bei ihrer Bemessung kann auch der 
wirtschaftliche Vorteil der Sondernutzung 
berücksichtigt werden, Wird ln Gemeinden 
von nicht mehr als 9000 Einwohnern die 
Erlaubnis erteilt, so stehen die Sonder- 
nutzungsgebühren der Gemeinde und dem 
Träger der Straßenbaulast zu gleichen 
Tellen zu. 

(4) Zu den Sondernutzungen gehören auch 
die Anlage neuer und die Änderung be- 
stehender Zufahrten zu Bundesfernstraßen 
außerhalb der Ortsdurchfahrten. Eine Ände- 
rung liegt auch vor, wenn eine Zufahrt 
gegenüber dem bisherigen Zustand einem 
wesentlich größeren oder andersartigen Ver- 
kehr dienen soll. Einer Erlaubnis nach Ab- 
satz 1 bedarf es nicht, 

a) wenn Zufahrten zu baulichen Anlagen ge- 
schaffen oder geändert werden, die dem 
Verfahren nach § 9 Abs. 2 unterliegen, 

b) wenn Zufahrten in einem Flurbereini- 
gungsverfahren neu geschaffen oder ge- 
ändert werden. 

(5) Wenn eine Bundesfernstraße wegen der 
Art des Gebrauches durch einen anderen 
kostspieliger hergestellt werden muß, als dies 
sonst notwendig wäre, hat der andere dem 
Träger der Straßenbaulast die Mehrkosten 
für den Bau und die Unterhaltung zu ver- 
güten. 

(6) Ist eine Erlaubnis für besondere Ver- 
anstaltungen z. B. Rennen, Umzüge, Probe- 
fahrten notwendig und erteilt, so bedarf es 
keiner Erlaubnis nach Absatz 1. Vor Ertei- 
lung der Erlaubnis hat die hierfür zuständige 
Behörde den Träger der Straßenbaulast zu 
hören und die nach Absatz 3 etwa geforder- 
ten Bedingungen, Auflagen und Sonder- 
nutzungsgebühren dem Erlaubnisnehmer auf- 
zuerlegen. 

(7) örtliche Vorschriften, die die Sonder- 
nutzung für Anlieger an Ortsdurchfahrten 
abweichend regeln, bedürfen der Zustim- 
mung der obersten Landesstraßenbaubehörde. 

(8) Der Erlaubnisnehmer hat gegen den 
Träger der Straßenbaulast keinen Ersatz- 
anspruch bei Widerruf oder bei Sperrung, 
Änderung oder Einziehung der Straße. Er 


hat dem Träger der Straßenbaulast alle 
Kosten zu ersetzen, die diesem durch die 
Sondernutzung zusätzlich entstehen. Hierfür 
kann der Träger der Straßenbaulast ange- 
messene Vorschüsse oder Sidierheiten ver- 
langen. 

(9) Unwiderrufliche Nutzungsrechte, die 
von früher her bestehen, können zur Sicher- 
heit oder Leichtigkeit des Verkehrs durch 
Enteignung aufgehoben werden. § 19 gilt 
entsprechend. 

(10) Die Einräumung von Rechten zur Be- 
nutzung des Eigentums der Bundesfern- 
straßen richtet sich nach bürgerlichem Recht, 
w'enn sie den Gemeingebrauch nicht beein- 
trächtigt, wobei eine Beeinträchtigung von 
nur kurzer Dauer für Zwecke der öffent- 
lichen Versorgung außer Betracht bleibt. 

§ 9 

Bauanlagen an Bundesfernstraßen 

(1) Längs der Bundesfernstraßen dürfen 
Hochbauten jeder Art in einer Entfernung 
bis zu 40 m bei Bundesautobahnen und bis zu 
20 m bei Bundesstraßen, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht 
errichtet werden. Weitergehende bundes- 
oder landesrechtliche Vorschriften bleiben 
unberührt. 

(2) Im übrigen dürfen für die Errichtung 
oder wesentliche Änderung von Bauanlagen 
jeder Art längs der Bundesautobahnen in 
einer Entfernung bis zu 100 m und längs der 
Bundesstraßen bis zu 40 m, gemessen vom 
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, 
oder wenn die Grundstücke eine unmittelbare 
Zufahrt erhalten, Baugenehmigungen oder 
nach anderen Vorschriften notwendige Ge- 
nehmigungen nur mit Zustimmung der ober- 
sten Landesstraßenbaubehörde erteilt werden. 

(3) Die Zustimmung nach Absatz 2 darf 
nur versagt oder mit Auflagen erteilt werden, 
soweit dies für die Sicherheit oder Leichtig- 
keit des Verkehrs, besonders wegen der Sicht- 
verhältnisse, Verkehrsgefährdung, Ausbau- 
absichten und Straßenbaugestaltung nötig ist. 

(4) Bei geplanten Bundesfernstraßen gelten 
die Beschränkungen der Absätze 1 und 2 von 
der Einleitung des Planfeststellungsverfah- 
rens an. Die Baugenehmigungsbehörden 
sollen von einer ihnen gesetzlich zustehenden 
Möglichkeit, eine Baugenehmigung schon in 
einem früheren Zeitpunkt zu verweigern, 
Gebrauch machen. 
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(5) Bedürfen die Bauanlagen im Sinne des 
Absatzes 2 keiner Baugenehmigung oder 
keiner Genehmigung nach anderen Vor- 
schriften, so tritt an die Stelle der Zustim- 
mung die Genehmigung der obersten Lan- 
desstraßenbaubehörde. 

(6) Anlagen der Außenwerbung stehen 
den Hochbauten des Absatzes 1 und den 
Bauanlagen des Absatzes 2 gleich. 

(7) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, wenn 
das Bauvorhaben im Bereich von Flucht- 
linienplänen, Bebauungsplänen oder anderen 
förmlich festgesetzten städtebaulichen Planen 
liegt, die unter Mitwirkung des Trägers der 
Straßenbaulast aufgestellt worden sind oder 
denen der Träger der Straßenbaulast nach- 
träglich zugestimmt hat; Absatz 6 gilt nicht 
in Ortsdurchfahrten. 

(8) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann Ausnahmen von den Absätzen 1, 2 
und 4 bis 6 zulassen. 

§ 10 

Schutzwaldungen 

(1) Waldungen längs der Bundesfernstraßen 
können von der Straßenbaubehörde im Ein- 
vernehmen mit der nach Landesrecht für 
Schutzwaldungen zuständigen Behörde in 
einer Breite von 40 m, gemessen vom äuße- 
ren Rand der befestigten Fahrbahn, zu 
Schutzwaldungen erklärt werden, 

(2) Die Schutzwaldungen sind vom Eigen- 
tümer oder Nutznießer zu erhalten und ord- 
nungsgemäß zu unterhalten. Die Aufsicht 
hierüber Hegt der nach Landesrecht für 
Schutzwaldungen zuständigen Behörde ob. 

§ 11 

Schutzmaßnahmen 

(1) Zum Schutz der Bundesfernstraßen vor 
nachteiligen Einwirkungen der Natur (z. B. 
Schneeverwehungen, Steinschlag, Vermurun- 
gen) haben die Eigentümer von Grundstük- 
ken an den Bundesfernstraßen die Anlage 
vorübergehender Einrichtungen zu dulden. 

(2) Anpflanzungen, Zäune, Stapel, Haufen 
und andere mit dem Grundstück nicht fest 
verbundene Einrichtungen dürfen nicht ange- 
legt werden, wenn sie die Verkehrssicherheit 
durch Sichrbehinderung beeinträchtigen. So- 
weit sie bereits vorhanden sind, haben die 
Eigentümer ihre Beseitigung zu dulden. 


(3) Die Straßenbaubehörde hat den Eigen- 
tümern die Durchführung dieser Maßnahmen 
14 Tage vorher schriftlidi anzuzeigen, es sei 
denn, daß Gefahr im Verzüge ist. Die Eigen- 
tümer können die Maßnahmen im Benehmen 
mit der Straßenbaubehörde selbst durch- 
führen. 

(4) Diese Verpflichtungen liegen auch den 
Besitzern ob. 

(5) Der Träger der Straßenbaulast hat den 
Eigentümern oder Besitzern die hierdurch 
verursachten Aufwendungen und Schäden in 
Geld zu ersetzen. 

§ 12 

Kreuzungen und Einmündungen öffentlicher 
Straßen 

(1) Beim Bau einer neuen Kreuzung meh- 
rerer öffentlicher Straßen hat der Träger der 
Straßenbaulast der neu hinzugekommenen 
Straße die Kosten der Kreuzung zu tragen. 
Zu ihnen gehören auch die Kosten der durch 
die neue Kreuzung notwendigen Änderungen 
der anderen Straßen. Die Änderung einer be- 
stehenden Kreuzung ist als neue Kreuzung 
zu behandeln, wenn ein öffentlicher Weg, 
der nach der Beschaffenheit seiner Fahrbahn 
nicht geeignet und nicht dazu bestimmt war, 
einen allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr auf- 
zunehmen, zu einer diesem Verkehr dienen- 
den Straße ausgebaut wird. 

(2) Werden mehrere öffentliche Straßen 
gleichzeitig neu angelegt, so regelt sich die 
Kostenverteilung der Kreuzungsanlage nach 
Absatz 3. 

(3) Bei der Änderung einer Kreuzung meh- 
rerer öffentlicher Straßen haben die Träger 
der Straßenbaulast die Kosten im Verhältnis 
der Fahrbahnbreiten zu tragen, soweit die 
Änderung durch die Überschneidung des Ver- 
kehrs nötig wird. Bei der Bemessung der 
Fahrbahnbreite sind der Mittelstreifen und 
die befestigten Bankette einzubeziehen. Zu- 
gunsten leistungsschwacher Träger der Stra- 
ßenbaulast können mit Zustimmung des 
Bundesministers für Verkehr und des Bun- 
desministers der Finanzen Ausnahmen zuge- 
lassen werden. 

(4) Über die Errichtung neuer sowie die 
wesentliche Änderung bestehender Kreuzun- 
gen zwischen Bundesfernstraßen und ande- 
ren öffentlichen Straßen wird durch die Plan- 
feststellung entschieden. Diese soll zugleich 
die Aufteilung der Kosten regeln. 
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(5) Ergänzungen an Kreuzungsanlagen sind 
wie Änderungen zu behandeln. 

(6) Diese Vorschriften gelten auch für Ein- 
mündungen öffentlicher Straßen in Bundes- 
fernstraßen. 

§ 13 

Unterhaltung der Kreuzungsanlagen 

(1) Bei höhengleichen Kreuzungen liegt 
dem Träger der Straßenbaulast der Bundes- 
fernstraße die Unterhaltung der Kreuzungs- 
anlage in der Fahrbahnbreite seiner Straße 
ob, im übrigen dem Träger der Straßenbau- 
last der kreuzenden Straße. 

(2) Bei Ober- oder Unterführungen hat das 
Kreuzungsbauwerk der Träger der Straßen- 
baulast der Bundesfernstraße, die übrigen 
Teile der Kreuzungsanlage der Träger der 
Straßenbaulast der Straße, zu der sie gehören, 
zu unterhalten. 

(3) In den Fällen des § 12 Abs. 1 hat der 
Träger der Straßenbaulast der neu hinzuge- 
kommenen Straße dem Träger der Straßen- 
baulast der vorhandenen Straße die Mehr- 
kosten für die Unterhaltung zu erstatten, die 
ihm durch die Regelung nadi den Absätzen 1 
und 2 entstehen. 

(4) Nach einer wesentlichen Änderung 
einer bestehenden Kreuzung haben die Trä- 
ger der Straßenbaulast ihre veränderten 
Unterhaltungskosten ohne Ausgleich zu tra- 
gen. Ausgenommen hiervon sind die Kosten 
späterer Erneuerungen oder Wiederherstellun- 
gen im Falle der Zerstörung durch höhere 
Gewalt, die wie die Kosten einer Änderung 
(§ 12 Abs. 3) zu teilen sind. 

(5) Abweichende Regelungen werden indem 
Zeitpunkt hinfällig, in dem nach Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes eine wesentliche Ände- 
rung an der Kreuzung durchgeführt ist. 

(6) Die Vorschriften über die Tragung der 
Kosten (Absätze 1 bis 4) gelten nicht, soweit 
hierüber etwas anderes vereinbart wird. 

(7) Wesentliche Ergänzungen an Kreu- 
zungsanlagen sind wie wesentliche Änderun- 
gen zu behandeln. 

(8) Diese Vorschriften gelten auch für Ein- 
mündungen öffentlicher Straßen in Bundes- 
fernstraßen. 

(9) Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung, die der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, bestimmen. 


welche Telle der Kreuzungsanlage zu der 
einen oder zu der anderen öffentlichen Straße 
gehören. 

§ 14 

Umleitungen 

(1) Bei Sperrung von Bundesfernstraßen 
wegen vorübergehender Behinderung sind 
die Träger der Straßenbaulast anderer öffent- 
licher Straßen verpflichtet, die Umleitung des 
Verkehrs auf ihren Straßen zu dulden. 

(2) Der Träger der Straßenbaulast der Um- 
leitungsstrecke und die Straßenverkehrs- 
behörde sind vor der Sperrung zu unter- 
richten. 

(3) Im Benehmen mit dem Träger der 
Straßenbaulast der Umleitungsstrecke ist 
festzustellen, was notwendig ist, um die Um- 
leitungsstrecke für die Aufnahme des zu- 
sätzlichen Verkehrs verkehrssicher zu 
machen. Die hierfür nötigen Mehraufwen- 
dungen sind dem Träger der Straßenbaulast 
der Umleitungsstrecke zu erstatten. Das gilt 
auch für Aufwendungen, die der Träger der 
Straßenbaulast der Umleitungsstrecke zur 
Beseitigung wesentlicher durch die Umleitung 
verursachter Schäden machen muß. 

(4) Muß die Umleitung ganz oder zum 
Teil über private Wege geleitet werden, die 
dem öffentlichen Verkehr dienen, so ist der 
Eigentümer zur Duldung der Umleitung auf 
schriftliche Anforderung durch die Straßen- 
baubehörde verpflichtet. Absatz 3 Satz 1 
und 2 gilt entsprechend. Der Träger der 
Straßenbaulast ist verpflichtet, nach Aufhe- 
bung der Umleitung auf Antrag des Eigen- 
tümers den früheren Zustand des Weges 
wiederherzustellen. 

§ 15 

Betriebe an den Bundesautobahnen 

(1) Betriebe an den Bundesautobahnen, die 
den Belangen der Verkehrsteilnehmer der 
Bundesautobahnen dienen (z. B. Tankstellen, 
bewachte Parkplätze, Werkstätten, Verlade- 
und Umschlagsanlagen, Raststätten) und 
einen unmittelbaren Zugang zu den Bundes- 
autobahnen haben, sind Nebenbetriebe. 

(2) Dem Bund ist der Bau der Nebenbe- 
triebe Vorbehalten. Sie sind, soweit nicht 
öffentliche Interessen oder besondere betrieb- 
liche Gründe entgegenstehen, zu verpachten. 
Auf diese Betriebe sind die gewerberecht- 
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liehen Vorschriften anzuwenden, doch gilt 
folgendes: 

1. Der Bund bedarf keiner Erlaubnis nadi 
§ 1 des Gaststättengesetzes vom 28. April 
1930 (Reichsgesetzbl. I S. 146). Die Stra- 
ßenbaubehörde hat eine für die Einhal- 
tung der gewerberechtlichen Vorschriften 
verantwortliche Person zu bestellen. 

2. Bei verpachteten Nebenbetrieben wird 
der Nachweis des Bedürfnisses durch eine 
entsprechende Erklärung der zuständigen 
obersten Landesstraßenbaubehörde er- 
bracht. Im übrigen darf die Erlaubnis für 
den Pächter oder seinen Vertreter nur 
versagt werden, wenn bei ihnen die Vor- 
aussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
des Gaststättengesetzes gegeben sind. 

3. Der Bundesminister für Verkehr ist er- 
mächtigt, für die Nebenbetriebe die 
Polizeistunde durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates nicht 
bedarf, so zu regeln, daß die jederzei- 
tige Versorgung der Verkehrsteilnehmer 
ermöglicht und gesichert ist. 

4. Die zuständigen Behörden sollen die Maß- 
nahmen nach § 120 d der Gewerbeord- 
nung nur im Benehmen mit den Straßen- 
baubehörden anordnen. 

(3) Die Erlaubnis für den Bau, die Erwei- 
terung oder die Eröffnung von Betrieben, 
die den Belangen der Verkehrsteilnehmer der 
Bundesautobahnen dienen und innerhalb von 
300 m, gemessen vom äußeren Rand der be- 
festigten Fahrbahn der Bundesautobahnen, 
liegen, darf nur im Benehmen mit der ober- 
sten Landesstraßenbaubehörde erteilt wer- 
den. Besteht die Gefahr, daß durch die An- 
lage dieser Betriebe die Sicherheit oder Leich- 
tigkeit des Verkehrs beeinträchtigt werden, 
so darf auf Verlangen der obersten Straßen- 
baubehörde die Erlaubnis nur unter entspre- 
chenden Auflagen erteilt werden. Wenn durch 
Auflagen keine Abhilfe geschaffen werden 
kann, ist die Erlaubnis zu versagen. 

(4) Besteht für den Bau, die Erweiterung 
oder die Eröffnung von Betrieben Im Sinne 
des Absatzes 3 keine Erlaubnispflicht nach 
anderen Vorschriften, so bedürfen sie der Ge- 
nehmigung der obersten Landesstraßenbau- 
behörde, die nur dann versagt werden darf, 
wenn durch die Anlage dieser Betriebe die 
Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs be- 
einträchtigt werden und durch entsprechende 
Auflagen keine Abhilfe geschaffen werden 
kann. 


(5) Die Absätze 3 und 4 gelten nicht für 
Betriebe innerhalb einer geschlossenen Orts- 
lage. 

(6) Der Bundesminister für Verkehr und 
der Bundesminister für Wirtschaft erlassen 
für die Behandlung der Betriebe an den Bun- 
desautobahnen (Absätze 1, 3 und 4) allge- 
meine Verwaltungsvorschriften, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedürfen. 

§ 16 

Planungen 

(1) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt im Einvernehmen mit den an der 
Raumordnung beteiligten Bundesministern 
und im Benehmen mit den Landesplanungsbe- 
hörden der beteiligten Länder die Planung 
und Linienführung der Bundesfernstraßen. 

(2) Wenn Ortsplanungen oder Landespla- 
nungen die Änderung bestehender oder die 
Schaffung neuer Bundesfernstraßen zur Folge 
haben können, ist die Straßenbaubehörde zu 
beteiligen. Sie hat die Belange der Bundesfern- 
straßen in dem Verfahren zu vertreten. Grund- 
sätzlich hat die Bundesplanung den Vorrang 
vor der Orts- oder Landesplanung. 

§ 17 

Planfeststellung 

(1) Neue Bundesfernstraßen dürfen nur ge- 
baut, bestehende nur geändert werden, 
wenn der Plan vorher festgestellt ist. 
Die Planfeststellung ersetzt alle nach 
anderen Rechtsvorschriften notwendigen 
öffentlich-rechtlichen Genehmigungen, Ver- 
leihungen, Erlaubnisse und Zustimmun- 
gen. Durch sie werden alle öffentlich-recht- 
lichen Beziehungen zwischen dem Träger der 
Straßenbaulast und den durch den Plan Be- 
troffenen rechtsgestaltend geregelt. 

(2) Bei Änderungen oder Erweiterungen 
von unwesentlicher Bedeutung kann eine 
Planfeststellung unterbleiben. Fälle von un- 
wesentlicher Bedeutung liegen besonders vor, 
wenn Rechte anderer nicht beeinflußt wer- 
den oder wenn mit den Beteiligten entspre- 
chende Vereinbarungen getroffen werden. 
Die Entscheidung hierüber trifft die oberste 
Landesstraßenbaubehörde. 

(3) Die unter Mitwirkung der Träger der 
Straßenbaulast aufgestellten oder von diesen 
nachträglich anerkannten Fluchtlinienpläne, 
Bebauungspläne oder andere förmlich festge- 
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stellten straßenbaulidien Pläne ersetzen die 
Planfeststellung nach Absatz 1. Ist eine Ergän- 
zung notwendig, so ist die Planfeststellung 
insoweit zusätzlich durchzuführen. 

(4) Im Planfeststellungsbeschluß sind dem 
Träger der Straßenbaulast die Errichtung und 
die Unterhaltung der Anlagen aufzuerlegen, 
die für das öffentliche Wohl oder zur Siche- 
rung der Benutzung der benachbarten Grund- 
stücke gegen Gefahren oder Naditeile notwen- 
dig sind. 

(5) Werden Anlagen zur Sicherung des 
Verkehrs infolge Änderungen der benach- 
barten Grundstücke, von denen Gefährdun- 
gen des Verkehrs ausgehen, nachträglich not- 
wendig, so kann der Träger der Straßenbau- 
last durch Beschluß der Planfeststellungs- 
behörde zu Ihrer Errichtung und Unterhal- 
tung verpflichtet werden; die hierdurch ent- 
stehenden Kosten haben jedoch die Eigen- 
tümer der benachbarten Grundstücke zu tra- 
gen, es sei denn, daß die Änderungen durch 
natürliche Ereignisse oder höhere Gewalt ver- 
ursacht worden sind. 

(6) Ist der Plan rechtskräftig festgestellt, so 
sind Beseitigungs- und Änderungsansprüche 
gegenüber festgestellten Anlagen ausge- 
schlossen. 

(7) Wird der Plan nicht innerhalb von 
fünf Jahren nach Rechtskraft durchgeführt, 
so tritt er außer Kraft, wenn er nicht von 
der Planfeststellungsbehörde im Benehmen mit 
der höheren Verwaltungsbehörde auf weitere 
fünf Jahre verlängert wird. Bei Verlängerung 
können die vom Plan betroffenen Grund- 
stückseigentümer verlangen, daß der Träger 
der Straßenbaulast Ihre Grundstücke erwirbt. 
Kommt keine Einigung zustande, so können 
sie die Durchführung des Enteignungsverfah- 
rens bei der Enteignungsbehörde beantragen. 
Im übrigen gilt § 19 (Enteignung). 

§ 18 

Planfcststellungsverfahren 

(1) Die Pläne sind der höheren Verwal- 
tungsbehörde des Landes zur Stellungnahme 
zuzuleiten. Diese führt die Stellungnahmen 
aller beteiligten Behörden des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und der übrigen Be- 
teiligten herbei und leitet sie nach Abschluß 
des Anhörungsverfahrens (Absätze 2 bis 4) 
der Planfeststellungsbehörde zu. 

(2) Die Pläne mit Beilagen sind In den Ge- 
meinden, in deren Bereich die Bundesfern- 


straße liegt, vier Wochen zur Einsicht auszu- 
legen. Zeit und Ort der Auslegung sind orts- 
üblich bekanntzumachen, um jedermann, des- 
sen Belange durch den Plan berührt werden, 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(3) Einwendungen gegen den Plan sind bei 
der höheren Verwaltungsbehörde des Landes 
spätestens innerhalb von zwei Wochen nach 
Beendigung der Auslegung schriftlich zu er- 
heben. 

(4) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 3 
sind die Einwendungen gegen den Plan von 
der höheren Verwaltungsbehörde mit allen 
Beteiligten zu erörtern. Soweit keine Eini- 
gung zustande kommt, wird über die Ein- 
wendungen in der Planfeststellung ent- 
schieden. 

(5) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
stellt den Plan fest. Bestehen zwischen ihr und 
der höheren Verwaltungsbehörde des Landes 
oder einer anderen beteiligten Behörde Mei- 
nungsverschiedenheiten, so ist vorher die Wei- 
sung des Bundesministers für Verkehr einzu- 
holen. Er soll sich vor Erteilung der Weisung 
mit den beteiligten Landesministern Ins Beneh- 
men setzen. 

(6) Die Feststellung des Planes und die Ent- 
scheidungen über die Einwendungen sind zu 
begründen und den am Verfahren Beteilig- 
ten mit Rechtsmittelbelehrung zuzustellen. 

§ 19 

Enteignung 

(1) Die Träger der Straßenbaulast der Bun- 
desfernstraßen haben zur Erfüllung Ihrer 
Aufgaben das Enteignungsrecht. Die Enteig- 
nung Ist zulässig, soweit sie zur Ausführung 
eines nach § 17 festgestellten Bauvorhabens 
notwendig ist. Einer weiteren Feststellung 
der Zulässigkeit der Enteignung bedarf es 
nicht. 

(2) Der nadi ^ 17 festgestellte Plan ist dem 
Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und 
für die Enteignungsbehörde bindend. 

(3) Ist der sofortige Beginn von Arbeiten 
für den Bau oder die Änderung von Bundes- 
fernstraßen geboten und der Besitz von 
Grundstücken für die beabsichtigte Ausfüh- 
rung der Maßnahmen notwendig, so hat die 
Enteignungsbehörde auf Antrag der Stra- 
ßenbaubehörde diese, wenn der Plan nach 
§ 17 festgestellt ist, vorläufig in den Besitz 
der benötigten Grundstücke einzuweisen. 
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(4) Auf Antrag der Straßenbaubehörde hat 
die Enteignungsbehörde anzuordnen, daß die 
Eigentümer und Besitzer die zur Planung 
nötigen Vermessungen, Bodenuntersuchungen 
und die sonstigen Vorarbeiten auf ihren 
Grundstücken dulden. 

(5) Im übrigen gelten die Enteignungs- 
gesetze der Länder. 

§ 20 

Flurbereinigung 

(1) Die oberste Landesstraßenbaubehörde 
kann im Einvernehmen mit der für die Flur- 
bereinigung zuständigen obersten Landesbe- 
hörde anordnen, daß das nadi § 19 Abs. 1 der 
Enteignung unterliegende Land im Flurberei- 
nigungsverfahren bereitzustellen und der den 
Betroffenen entstehende Landverlust auf 
einen größeren Kreis von Eigentümern zu 
verteilen ist. Dann wird auch die Enteignung 
im Flurbereinigungsverfahren durchgeführt. 

(2) Die für die Flurbereinigung zuständige 
oberste Landesbehörde soll auf Antrag der 
obersten Landesstraßenbaubehörde die für den 
Bau oder für die Änderung von Bundesfern- 
straßen erforderlichen Grundstücke durch eine 
vorläufige Anordnung zu einem angegebenen 
Zeitpunkt bereitstellen. 

(3) Im übrigen gelten, soweit Bundesrecht 
über die Flurbereinigung nicht besteht, die 
Landesgesetze. 

§ 21 

Straßenaufsicht 

(1) Die Erfüllung der Aufgaben, die den 
Trägern der Straßenbaulast nach diesem Gesetz 
obliegen, wird durch die Straßenaufsicht 
sichergestellt. Die Länder üben die Straßen- 
aufsicht im Aufträge des Bundes aus. 

(2) Die Straßenaufsichtsbehörde kann die 
Durchführung der notwendigen Maßnahmen 
unter Setzung einer angemessenen Frist an- 
ordnen. Sie soll Maßnahmen, die mehrere Trä- 
ger der Straßenbaulast durchzuführen haben, 
diesen rechtzeitig bekanntgeben, damit sie 
möglichst zusammenhängend ausgeführt wer- 
den. Kommt ein Träger der Straßenbaulast 
der Anordnung nicht nach, kann die Straßen- 
aufsichtsbehörde die notwendigen Maßnahmen 
an seiner Stelle und auf seine Kosten ver- 
fügen und vollziehen. 


§ 22 

Verwaltung der Bundesstraßen in den 
Ortsdurchfahrten 

Soweit die Gemeinden nach § 5 Abs. 2 und 
Abs. 3 Satz 2 und 3 Träger der Straßenbau- 
last sind, richtet sich die Zuständigkeit zur 
Verwaltung der Ortsdurchfahrten nach Lan- 
desrecht. Dieses regelt auch, wer insoweit zu- 
ständige Straßenbaubehörde im Sinne dieses 
Gesetzes ist. 

§ 23 

Zuständigkeit 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann 
seine Befugnisse nach diesem Gesetz ganz 
oder zum Teil unter Vorbehalt jederzeitigen 
Widerrufs auf die obersten Landesstraßen- 
baubehörden auch mit der Ermächtigung zur 
weiteren Übertragung auf andere Behörden 
übertragen. 

(2) Im Falle des Artikels 90 Abs. 3 des 
Grundgesetzes treten an die Stelle der im 
Gesetz genannten Straßenbaubehörden der 
Länder die vom Bundesminister für Verkehr 
bestimmten Bundesbehörden. Dies gilt auch 
für die nach § 73 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten vom 25. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 177) zu bestimmende Be- 
hoxue. 

(3) Im Rahmen der Auftragsverwaltung 
richtet sich das Verfahren für die Beitreibung 
von Ersatzleistungen (§ 7), Sondernutzungs- 
gebühren sowie Vorschüssen und Sicherheiten 
(§ 8) und das Verfahren in den Fällen, in 
denen jemand zur Duldung oder Unterlassung 
verpfliditet ist (§§ 11, 14) nach Landesrecht. 

(4) Soweit nach diesem Gesetz die Zustän- 
digkeit von Landesbehörden begründet ist, 
bestimmen die Länder die zuständigen Be- 
hörden. Sie sind ermächtigt, die Zuständig- 
keit der obersten Straßenbaubehörden der 
Länder, soweit sie nach diesem Gesetz be- 
gründet ist, auf nachgeordnete Behörden zu 
übertragen. Der Bundesminister für Verkehr 
ist hiervon zu unterrichten. 

(5) Soweit Selbstverwaltungskörperschaften 
in der Auftragsverwaltung tätig werden 
(Artikel 90 Abs. 2 des Grundgesetzes) sind 
ihre Behörden nach Maßgabe des Landes- 
rechts an Stelle der Behörden des Landes zu- 
ständig. 
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§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. eine Bundesfernstraße ohne die erforder- 
liche Erlaubnis zu Sondernutzungen ge- 
braucht oder erteilten Auflagen zuwider- 
handelt (§ 8), 

2. entgegen den Vorschriften des § 9 eine 
Anlage errichtet oder wesentlich verän- 
dert oder erteilten Auflagen zuwider- 
handelt, 

3. als Eigentümer oder Nutznießer Schutz- 
waldungen (§ 10) ganz oder teilweise be- 
seitigt oder 

4. einen Betrieb im Sinne des § 15 Abs. 3 
und 4 ohne Erlaubnis oder die nach diesem 
Gesetz erforderliche Genehmigung baut, 
eröffnet oder erweitert oder den Auflagen 
der Erlaubnis oder der Genehmigung zu- 
widerhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 

(3) Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 
des Gesetzes über Orclnungswidrigkelten vom 
25. März 1952 ist zulässig. 

S 25 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

(1) Wechselt durch die Regelung des § 5 
Abs. 2 die Straßenbaulast in Ortsdurchfahr- 
ten, so tritt der Wechsel mit Beginn des auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden 
Haushaltsjahres ein. 

(2) In Gemeinden, die bei der Volkszäh- 
lung vom 16. Juni 1933 nicht mehr als 6000 
Einwohner hatten und nach der Volkszäh- 
lung vom 13. September 1950 mehr als 9000 
Einwohner haben, tritt die Regelung nach 
§ 5 Abs. 2 erst mit dem 1. April 1960 ln 
Kraft, wenn die Erhöhung der Einwohner- 
zahl überwiegend durch die Aufnahme von 
Heimatvertriebenen, Evakuierten und Zuge- 
wanderten aus Berlin und der sowjetischen 
Besatzungszone bedingt ist. Dies ist nur dann 
anzunehmen, wenn der Anteil dieses Personen- 
kreises an der Gesamtbevölkerungszahl nach 
dem Ergebnis der Volkszählung vom 13. Sep- 
tember 1950 20 vom Hundert oder mehr be- 
trägt. Ist die Einwohnerzahl am 1. April 1960 
so gefallen, daß sie nicht mehr als 9000 be- 
trägt, so tritt der Wechsel der Straßenbaulast 
nicht ein. 


(3) Wenn die Straßenbaulast in der Zelt 
vom 8. Mai 1945 bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes übergegangen ist, gilt § 6 (Über- 
gang von Rechten und Pflichten), soweit Ab- 
weichendes nicht vereinbart worden ist. 

(4) Die bisherigen Reichsautobahnen und 
Reichsstraßen, die nach dem Gesetz über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der Bun- 
desautobahnen und sonstigen Bundesstraßen 
des Fernverkehrs vom 2. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 157) Bundesautobahnen und 
Bunclesstraßen sind, sind Bundesautobahnen 
und Bundesstraßen im Sinne dieses Gesetzes. 

(5) Ortsumgehungen, die in der Zeit bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 19 
der Verordnung zur Durchführung des Ge- 
setzes über die einstweilige Neuregelung des 
Straßenwesens und der Straßenverwaltung 
vom 7. Dezember 1934 (Reichsgesetzbl. I 

S. 1237) gebaut worden sind, behalten ihre 
Eigenschaft als Ortsumgehung nach diesem 
Gesetz (§ 5 Abs. 5 und 6) auch dann, wenn 
Inzwischen unmittelbare Zugänge von den 
anliegenden Grundstücken geschaffen wor- 
den sind. 

(6) Beginn und Ende der Ortsdurchfahrten 
bemessen sich nach Ihrer Festsetzung nach 
§§ 13 ff. der Verordnung zur Durchführung 
des Gesetzes über die einstweilige Neurege- 
lung des Straßenwesens und der Straßenver- 
waltung vom 7. Dezember 1934 (Rcichsgc- 
setzbl. I S. 1237), bis sie nach § 5 Abs. 4 
neu festgesetzt werden. 

(7) Waldungen, die Schutzwaldungen nach 
§ 9 des Reichsautobahngesetzes vom 29. Mai 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 313) sind, gelten 
als Schutzwaldungen nach § 10. 

(8) § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Kreuzun- 
gen von Eisenbahnen und Straßen vom 
4. Juli 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1211) er- 
hält folgende Fassung: 

„Straßen im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Bundesfernstraßen, die Land- 
straßen I. und II. Ordnung sowie son- 
stige öffentliche Wege, die nach der Be- 
schaffenheit ihrer Fahrbahn geeignet und 
dazu bestimmt sind, einen allgemeinen 
Kraftfahrzeugverkehr aufzunehmen.“ 

(9) Sind in Rechtsvorschriften aus der Zeit 
vor dem 23. Mai 1949 die Worte „Reichs- 
autobahnen“ oder „Reichsstraßen“ gebraudit, 
so treten an ihre Stelle die Worte „Bundes- 
autobahnen“ oder „Bundesstraßen“. 
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(10) Wo in anderen Gesetzen für das 
Unternehmen „Reichsautobahnen“ beson- 
dere Rechte und Pflichten begründet sind, 
tritt an seine Stelle der Bund. 

(11) Der Bundesministcr für Verkehr ist 
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen durch Rechts- 
verordnung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, Brücken im Zuge von Bun- 
desfernstraßen, die in der Baulast der Län- 
der oder öffentlich-rechtlicher Selbstverwal- 
tungskörperschaften stehen, in die Baulast 
des Bundes zu übernehmen und die zur 
Überleitung notwendigen Maßnahmen zu 
treffen. In der Rechtsverordnung können 
auch die nach den üblichen Berechnungsarten 
zu ermittelnden Ablösungsbeträge festgesetzt 
werden. 

(12) Für Sondernutzungen, die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes durch bürgerlich-recht- 
liche Verträge vereinbart sind, gelten die 
Vorschriften über Sondernutzungen (§ 8) von 
dem Zeitpunkt an, zu dem die Verträge 
erstmals nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
kündbar sind. 

§ 26 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten außer Kraft: 

1. Das Reichsautobahngesetz vom 29. Mai 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 313) und die 
Verordnung zur Durchführung des 
Reidisautobahngesetzes vom 29. Mai 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 315), 

2. der Erlaß über den Generalinspektor für 
das deutsche Straßenwesen vom 20. No- 
vember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1057), 


3. Landesgesetze soweit, als sie diesem Ge- 
setz widersprechen. 

(2) Es treten ferner außer Kraft: 

1. Das Gesetz über die einstweilige Neurege- 
lung des Straßenwesens und der Straßen- 
verwaltung vom 26. März 1934 (Reichs- 
gesctzbl. I S. 243), 

2. die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes über die einstweilige Neurege- 
lung des Straßenwesens und der Straßen- 
verwaltung vom 7. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1237) und 

3. die Verordnung über die Straßenverzeich- 
nisse vom 27. September 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1 193). 

Soweit diese Rechtsvorschriften für andere 
öffentliche Straßen fortgelten, sind die Länder 
ermächtigt, sie zu ändern oder aufzuheben. 

§ 27 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 28 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt einen Monat nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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